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Versorgungsprinzip
und Reform der Sozialversicherung.
Xon Fritz Langer. Bureauinspcktor bei der Reichsversiche¬

rungsanstalt für Angestellte zu Berlin.

In früheren Abhandlungen habe ich bereits die Frage der

Umwandlung der Sozialversicherung in eine allgemeine Sozial-

versorguug besprochen und bestimmte Vorschläge gemacht,
nach denen dieser Umbau in einfacher Weise durchgeführt
.werden könnte.

Vor Jahresfrist empfahl ich zunächst in dem Artikel „Sozial¬
versicherung oder Sozialversorgung?44 in Heft 4 der „Volks¬
tümlichen Zeitschrift für die gesamte Sozialversicherung*4 vom

2. März 1921 den Umbau der Invaliden- und Hinterbliebenen-

sowie der Angestelltenversicherung in eine allgemeine Invaliden-.

Alters- und Hinterbiiebenenversorgung nach iolgenden Grund¬

sätzen:

1. Die Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung und die

Angestelltenversicherung werden beseitigt und durch eine

allgemeine Invaliden-. Alters- und Hintcrbliebenenversor-

gung ersetzt.

2. Die Mittel werden im Wege des Umlageverfahrens auf¬

gebracht. Die Verteilung erfolgt prozentual nach der

Höhe der Steuer. Die errechneten Beträge werden mit

der Steuer eingezogen.
3. Die Rente richtet sich nach einer bestimmten Ein-

komrnensgrenze. welche bei Veränderung der Wirtschafts¬

lage bzw. jedes Jahr neu festgesetzt wird. Bei steigen¬

dem Finkommen setzt eine prozentuale Kürzung bis zum

völligen Ruhen ein. Bei der Rentenbemessung ist der

Familienstand zu berücksichtigen.
Die Einbeziehung der Unfallversicherung und der Kranken¬

versicherung in die aligemeine Versorgung ließ ich damals zu¬

nächst offen, um dann in Nr. 11 dieser Zeitschrift vom 15. Juni

1921 für die Umwandlung der Krankenversicherung in eine all¬

gemeine Krankenversorgung folgende Richtlinien aufzustellen:

L Das Gesundheitswesen wird verstaatlicht und die Kran¬

kenversicherung in eine allgemeine Krankenversorgung

umgestaltet.
2. Bis zu einer bestimmten Finkommensgrenze, welche bei

Veränderung der Wirtschaftslage bzw. jedes Jahr neu

festzusetzen Ist, erfolgt Heilbehandlung. Geburtshilfe und

die Lieferung von Heilmitteln unentgeltlich.
3. Bei höherem Finkommen sind bei Inanspruchnahme des

Arztes und Lieferung von Heilmitteln an den Staat Ge¬

bt hren zu entrichten, welche nach den Finkommenssätzen

gestaffelt sind.

4. Im Falle der Erwerbsunfähigkeit wird Krankengeld gezah.lt.
Dei Familienstand ist zu berücksichtigen.

5. Der Arzt wird Staatsbeamter und bezieht ein entsprechen¬
des Finkommen. Fr hat die Gesundheitspflege auszu¬

üben, d. Ii. er hat den Gesundheitszustand einer bestimmten

Anzahl Personen zu überwachen, um in erster Linie das

Auftreten von Krankheiten zu verhüten. ¦

6. Die Mittel werden im Zusammenhang mit der übrigen
9 Soctalversorgung im Wege des Umlangeverfahrens auf¬

gebracht
Audi von anderer Seite, wenn auch nicht in so prinzipieller

freist, Ist der Gedanke erwogen worden, an Stelle des Versiche-

rungsprinzips das Versorgnogsprinzip in der sozialen Gesetz¬
gebung einzufuhren; aber im allgemeinen hat man diese Ge¬

dankengange nicht verfolgt, weil sich die maßgebenden Stellen
auf das Versicheningsprinzio festgelegt hatten. Interessant ist

es daher, daß auch Herr Universitittsprofcssor Dr. Kaskel in

einem Referat: ..Fntv ickluugstendenzen in der deutscheu Sozial-
\ ersiehe rung" Ausführungen machte, die sehr zugunsten des Yer-

* »rgungsprinzips spreche:!.
Der Gedanke einer allgemeinen Staatsbürgerversorgung isc

ja überhaupt nicht neu. Fr stammt von dem Dichter des „Robin¬
son Crusoe44, Daniel Defoe, und spielte damals In England eine

große Rolle. Während der französischen Revolution wurde
diese Idee von Burke wieder aufgegriffen. Fr wollte allen Kran¬
ken, Verunglückten, Alten und Invaliden ein Lebensminimum

geben, welches dann noch durch Versicherungsbeiträge erhöht
werden konnte. Dementsprechend wurde eine Vorlage im eng¬

lischen Parlament eingebracht und im Unterhaus auch an¬

genommen, doch kam sie im Oberhaus mit einer Stimme Minder¬
heit zu Fall. Die Armengesetzgebung, welche dann iu England
einsetzte, war so ziemlich das Gegenteil von den menschen¬
freundlichen Plänen eines Defoe und eines Burke.

In der deutschen Sozialversicherung besteht das reine Ver-

sicherungsprinzip nicht, sondern es ist zugunsten des Versor*

gungsprinzips von vornherein durchbrochen worden.

Das Wesen der Versicherung beruht auf dem gemeinsamen
Eintreten der an einer Schadensgefahr Beteiligten zur Abwen¬

dung und zur Vergütung des wirklich eingetretenen Schadens,
Alle an einer Versicherung Beteiligten haben daher durch die

Zahlung von regelmäßigen Beiträgen, den Prämien, welche auf

versicherungstcchnischer Grundlage errechnet werden, einerseits

die entstehenden Schäden zu decken, andererseits besitzen sie im

eigenen Schadensfalle einen Rechtsanspruch auf die vorgesehenes
Leistungen.

Die deutsche Sozialversicherung wollte man auf diesem

Charakter der Versicherung aufhauen, da mir so die Beseitigung
der Schäden der Erwerbsunfähigkeit infolge Krankheit, Unfall.
Invalidität oder des Alters auf dem Wege der Selbstfürsorge und

damit die Begründung der bei Erwerbsunfähigkeit bezogenen

Unterstützung auf einen Rechtsanspruch, statt auf einen Wohl¬

tätigkeitsakt möglich ist. Das Versicherungsprinzip in der so¬

zialen Gesetzgebimg bedeutet also, daß die Höhe der Beiträge

und die Größe der Leistungen genau so unter Zuhilfenahme von

Wahrscheinlichkeitsberechmmgen über die Häufigkeit, Dauer und

Größe der Schäden berechnet werden, wie bei einer privaten

Versicherung, daß Beiträge und Leistungen ohne jeden Zuschuß

aus öffentlichen Mitteln in einem äquivalenten Verhältnis stellen

müssen, welches auf versichcriingstechnischer Grundlage beruht.

Es wurde auch weder bei der Kranken-, noch bei der Unfall¬

versicherung ein Zuschuß aus öffentlichen Mitteln vorgesehen.

Bei der Invaliden- und Altersversicherung wurde hingegen

ein Zuschuß vom Staate eingeführt, der einen nicht unwesent¬

lichen Teil der Rente bildet. Diese Gewährung eines Reichs«

ziischusses bedeutete aber von vornherein dic Durchbrechung des

reinen Versicherungsprinzips; denn die Leistung beruht nun nicht

mehr auf den Beiträgen der Versicherten allein, sondern mit auf

einem Versorgungsakt des Staates.

Aber auch verschiedene andere Bestimmungen der sozialen

Versicherungsgesetzgebung basieren auf dem Versorgungsprinzip.

Man denke in der Krankenversicherung an die Bestimmungen

über Wochenhilfe. Wochenfürsorge und Familienhilfe nach dem

Gesetz vom 26. September 1919. Es weiden den versiehe-

rungs freien Ehefrauen« Töchtern. Stief- und Pflegetöchter«,

die mit dem Versicherten in häuslicher Gemeinschaft leben, dic

Leistungen der Wochenhilfe gewährt. Das Reich erstattet den

Kassen die Hälfte dieser Leistungen. Wochenfürsorge erhalten

minderbemittelte Wöchnerinnen, die nach den sonstigen Vor¬

schriften überhaupt keinen Anspruch auf Wochenhilfe haben. Die

Leistungen sind etwa dieselben wie bei der Wochenhilfe. doch

zu tun.

Das VersicherunfSBfinzip ha. auch vor allen Dingen der

Geldetitwertunf! nicht standhalten können. Die einzige Leistung

der Invaliden- und HinterbUebenenversicheruug sowie der Ange¬

stelltenversiclterunjc. auf die ein Rechtsanspruch besteht, ht die

bare Geldleistung in Rentenform. Die Reute« der Invaliden- und
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Hinterbliebenen Versicherung bedeuteten, trotz Reichszuschuß,

schon vor dein Kriege lediglich eine Bcihilie zur Lebenshaltung.

Durch die Geldentwertung sind diese auf verskhernngstechnischcr
Grundlage errechneten Rentenleistungen zur völligen Bedeutungs¬

losigkeit herabgesunken. Man muLte datier bei der Invalidcn-

und Hüiterbiiebenenversichcrung und der Angestelltem ersiche-

rung. die inzwischen auch mit Rentenzahlungen begonnen hat.

Beihilfen und Zuschüsse einführen, welche vcrsicbcrungstcchnisch

nicht gedeckt sind. In welcher krassen Weise sich die auf dem

Versicherungsprinzip berechnete eigentliche Leistung und die aus

dem Gedanken der notwendigsten Versorgung gewährten Beihilfe

gegenüberstehen, zc.gt folgendes Beispiel aus der Angestellten-

Versicherung.
Kin Versicherter bezieht nach zusammen 120 Beitragsmona¬

ten in der OehaKsklasse F Ruhegeld Es beträgt ein Viertel der

In dieser Zeit eingezahlten Beiträge (120 X 13.20 Mk. es 1584

Mark : 4) = 391 Mk. jährlich. Die Beihilfe beträgt zum Ruhe-

Held monatlich 70 Mk., mithin jährlich 840 Mk., also ein Mehr¬

faches der eigentlichen Rente, und steht In keinem Verhältnis zur

Beitragszahlung.
Gewiß konnte niemand die Gestaltung der Verhältnisse vor-

iussehen, und die Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung hat

vor dem Kriege äußerst viel geleistet in dem Kampf gegen Tuber¬

kulose und Geschlechtskrankheiten sowie durch positive Mütter-,

Säuglings- und Jugendfürsorge, Förderung des Wohnungswesens

nnd vor allem durch die Heilbehandlung, durch welche die Inva¬

lidität infolge chronischer Leiden hintangehalten wurde. Durch

die Preissteigerungen nach dem Kriege sind die Landesversiche-

rungsansalten in derartige finanzielle Schwierigkeiten geraten,

daß sie diese wichtigen Vorbeugungsmaßnahmen einstellen oder

einschränken mußten. Bei der Angestelltenversicherung liegt die

Sache nur insofern günstiger, als sie eben in der kurzen Zeit des

Bestehens so gut wie noch gar keine Leistungen zu gewähren hat.

Trotzdem hat s'e aber auch schon auf dem Gebiet des Heilver-

fahrens Einschränkungen vorgenommen.

Durch das System der Beihilfen und Zuschüsse, die ver-

sicherungstechnisch überhaupt nicht in Rechnung gestellt sind,

werden die Versicherungsanstalten jetzt noch derartig belastet,

daß ihr früherer oder späterer Zusammenbruch unvermeidlich

erscheint.
Jede Reform der Sozialversicherung muß daher zunächst die

Frhaltung der sozialen Gesetzgebung sichern. Darüber hinaus

muß aber das Bestreb«« bestehen. Formen zu finden, die in Zu¬

kunft jede Erschütterung des Aufbaues durch eine veränderte

Wirtschaftslage vermeiden. Das reine Versicherungsprinzip war

hierzu nicht imstande; nur das Versorgungsprinzip an der ein¬

gangs vorgeschlagenen Weise dürfte zum Ziele iühren und sich

zunächst in einfachster Art bei der Invaliden- und Hinterbliebenen¬

versicherung und bei der Angestelltenversicherung durchführen

lassen.
Schon immer hat ja, wenn auch aus anderen Gründen, der

Gedanke bestanden, diese beiden gleichartigen Versicherungen

zu verschmelzen und zu reformieren. Sieht man die Sache von

einer höheren Warte an, so liegt unbedingt der Gedanke der Ver¬

schmelzung und völligen Neuordnung nahe.

Zunächst haben die beiden Versicherungen den gleichen

Zweck. § 1250 RVO. heißt: „Gegenstand der Versicherung sind

Invaliden- oder Altersrenten sowie Renten, Witwengeld und

Waisenaussteuer für Hinterbliebene." § 20 des Versicherungs¬

gesetzes für Angestellte lautet: „Gegenstand der Versicherung sind

Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten." Ferner drängt bei beiden

Versicherangsgesctzen die Schwerverstandlichkcit und die

mangelnde Volkstümlichkeit zur Reform und zur Verein¬

fachung. Bei beiden sind große bureaukratische Verwal-

ttingskörner aufgebaut worden, die in ihrer Schwerfälligkeit

das Veriahren noch mehr erschweren. Hierzu hat wieder

die Tatsache beigetragen, daß die leitenden Stellen durchgängig

mit Juristen besetzt sind. Wenn bereits von namhaitester Seite

die Auffassung immer mehr vertreten wird, daß die Richter und

Verwalt'ingsjurisfcn zur heutigen Zeit unbedingt einer volkswirt¬

schaftlichen Ausbildung bedürfen, so müßte es in der Sozialver¬

sicherung einfach selbstverständlich sein, daß die leitenden Be¬

amten sozialpolitisch geschult sind und die wirtschaftlichen Ver¬

hältnisse der Arbeiter und Angestellten aus eigener Anschauung

verstehen können, fn überwiegendster Mehrzahl dürften die

Juristen aus ganz anderen Gesellschaftskreisen kommen und der

Verfolgung sozialpolitischer Ziele und Bestrebungen wesensfremd

gegenüberstehen. In ihrer Tätigkeit haben sie sich daher ledig¬

lich ml eine formaljuristische Anwendung und Auslegung des

geltenden Rechts beschränkt. 1 h'ese Auslegungskünstc haben

aher durchaus nicht dazu beigetragen, die soziale Versicherungs-

gesetzgebirng volkstumlicher zu machen. Die Rcntenfcstsctzun-

gen, die Entscheidungen der Spruchbehörden usw. sind zum Teil

geistreiche Spielereien. Es ist ganz selbstverständlich nicht der

Zweck dieser Zeilen, die Juristen herabzusetzen oder als völlig

entbehrlich zu bezeichnen: nur die einseitige Bevorzugung für

Jeden höheren Posten ist bedenklich, besonders bei den sozialen

Versicherungsträgern, wie die Entwicklung gezeigt hat.

Ks kann also testgestellt v\erden, daß das Versorgungsprinzip
l_.:i£sa«B Deac-.tu.u. findet.

Verwaltung.
Ausführungsbestimmungen über Neuregelung der Zulagen in

der Unfallversicherung vom 17. Februar 1922. („Reichsanzei-

ger" Nr. 45 vom 22. Februar 1922. Auf Grund dea

§ 12 des Gesetzes über Neuregelung der Zulagen in der Unfall¬

versicherung vom 28. Dezember 1921 (RGBl. 1922. S. 7) w:rd mit

Zustimmung des Reichsrats folgendes bestimmt:

I. Zu den §§ 3 und 4 des Gesetzes: Der Berechnung der

erhöhten Renten sind die nach § 3 Abs. 2, 3, § 4 des Gesetzes

maßgebenden Jahresarbeitsverdienste ganz zugrunde zu legen;

eine Kürzung gemäß | 563 Abs. 2. §§ 939. 1073. 1079 RVO. findet

nicht statt.

II. Zu § 10 des Gesetzes: Die Vorstände der landwirtschaft¬

lichen Berufsgenossenschaften können, wenn sie von der Befug¬

nis des § 10 Uebrauch machen, mit Genehmigung der obersten

Landesbehörde auch bestimmen, daß ein Einkommen, das der

Zulageberechtigte außer der Rente bezieht, ganz oder ieilweis«

auf die Zulage anzurechnen ist.

III. Zu den §§ 5, 6 und 12 des Oesetzes. Die Befugnis,

Näheres über das Verfahren zu bestimmen, wird auf das Reichs¬

versicherungsamt übertragen.

Verordnung über Unterstützung österreichischer Renten«

emplänger der Invaliden- und der Angestetltenversicherung.

Vom 4. Februar 1922. Reichsgesetzbl. 1922 Nr. 14

Seite 2 0 4.

Auf Grund des § 9 des Gesetzes über Notstandsmaßnahmen

zur Unterstützung von Rentenempfängern der Invaliden- und

der Angestelltenversicherung vom 7. Dezember 1921 (Reichs¬

gesetzbl. S. 1533) wird mit Zustimmung des Reichsrats bestimmt,

daü die Vorschriften dieses Gesetzes auf solche Rentenempfän¬

ger Anwendung finden, die Staatsangehörige der österreichi¬

schen Republik sind und seit dem 1. Oktober 1920 ununter¬

brochen in Deutschland ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.

Die Bestimmung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 in

Kraft.

Familienunterstützungen. Verfügung des Ministers

des Innern v. 16. 1. 1922 — Vb 475/21. Es sind vielfach

Zweifel darüber entstanden, ob die durch das Reichsversorgungs¬

gesetz (RGBl. 1920 S. 989) bewilligten höheren Hinterbliebenen-

beziige gemäß § 10 Abs. 6 des Familienunterstützungsgesetze3

auch zur Deckung der für Zeiten vor dem 1. April 1920 vorschuß¬

weise gezahlten Familienunterstützungen verwendet werden

könnten. Der Herr Reichsarbeitsminister hat diese Frage ver¬

neint, und der Herr Reichsminister der Finanzen ist dieser Auf¬

fassung beigetreten.

Hiernach sind in Fällen, in denen Familienunterstützungen

vorschußweise in Erwartung der Bewilligung von Hinterbliebe¬

nenbezügen für Zeiten sowohl vor als auch nach dem 1. April

1920 gezahlt worden sind, zur Deckung dieser Vorschüsse, soweit

sie für Zeiten vor dem 1. April 1920 bewilligt wurden, nur die bis

dahin zuständigen gerineeren Hinterbüebenenbezüge nebst

etwaigen Teuerungszuschüssen, und zur Deckung der weiteren

Vorschüsse nur die seit dem 1. April 1920 zuständigen höheren

Hinterbüebenenbezüge und Teuerungszulagen heranzuziehen. Do

durch dieses Verfahren nicht gedeckten Familienunterstützungen

sind ohne weiteres in Ausgabe zu belassen und dem Reich in

Rechnung zu stellen.

Fälle, in denen bereits anders verfahren worden ist. in denen

also die höheren Hinterbliebenenbezüge auch zur Deckung der

für Zeiten vor dem 1. April 1920 gezahlten Vorschüsse verwendet

worden sind, sind zur Vermeidung unerwünschter Umrechnungen

und der damit verbundenen Weitläufigkeiten als erledigt zu be¬

trachten. Dagegen sind die noch schwebenden und künftig zur

Erledigung kommenden Fälle nach vorstehenden Bestimmungen

zu behandeln.

Zum Sperrgesetz. Nur die auf Grund des früheren § 359

RVO. angestellten Personen gelten als „Beamte44. Das geht aus

nachfolgendem Erlaß des preußischen Ministers für Handel und

Gewerbe vom 18. Februar 1919 (HMBl. S. 46) hervor:

„Nach § 404 Abs. 4 RVO. kann die Gemeindeaufsichtsbehörde

die gcschäftsleitenden Beamten der Krankenkassen als Voll¬

streckungsbeamte bestellen. Bei Ausführung dieser Vorschrift

ist es als selbstverständlich angesehen worden, daß nur solche

Beamte der Krankenkassen zu Vollstreckungsbeamten bestellt

werden können, denen die Rechte und Pflichten der staatlichen

oder gemeindlichen Beamten übertragen worden sind (§ 359

Abs. 4 a. a. O.). da es sich um Verwaltungsgeschälte handelt, die

sonst nur von öffentlichen Behörden oder Beamten wahrgenom¬

men werden.

Nachdem durch die Verordnung vom 5. Februar d. J. (RGBl

S. 181) der Absatz 4 des § 359 a. a. O. beseitigt, die auf Grund

jener Bestimmungen getroffenen landesrechtlichen Vorschriften

und Anordnungen aufgehoben und den KassenangesteUten diese

Rechte und Pflichten genommen worden sind, übrigens auch

der Begriff des „Beamten" der Krankenkassen

(§ 359 Abs. 1 RVO.) beseitigt ist, sind die vorgenommenen

Bestellungen von Beamten der Krankenkassen zu Vollstreckungs-
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beamten hinfällig geworden und daher alsbald zurückzunehmen.

Neue Bestellungen dürfen nicht mehr vorgenommen werden.44

Geschäftsbericht des Verbandes der Krankenkassen Groß-

Berlin für 1919 und 1929« Der erste Ber.cht des Verbandes zeigt

neben dem Werdegang dieser Kassenorganisation, die auf Grund

des § 400 der RVO. ausgestaltet wurde, eine Uebersicht über die

Entwicklung der von dem Kassenverband unterhaltenen An¬

stalten. Aus ihm ist zu entnehmen, daß ein Ausbau d eser Ein¬

richtungen des Verbandes im Interesse der Versicherten unbe¬

dingt gefördert werden muß. Auch zeigen die Verhandlungen

mit den Aerzten, Lieferanten« wie auch d.e Unterstützung ver¬

schiedener sozialpolitischer Vereinigungen sowohl finanziell als

auch ideell, wie außerordentlich nutzbringend und wertvoll ein

Zusammenschluß der Kassen ist für Aufgaben, die von einer ein¬

zelnen Kasse nicht oder doch nur unter erschwerten Verhält¬

nissen geeist werden können.

Der Bericht bringt ferner in übersichtlicher Weise eine Auf¬

stellung der verschiedenen gesetzgeberischen Maßnahmen, soweit

sie für die Krankenkassen Bedeutung haben, ferner Richtpreise

für Bandagen und Brillen. Gummiwaren usw., die Verpflegungs¬
sätze für Krankenhäuser und Privatkliniken, Preisvereinbarung
für Krankentransporte, eine Tabelle über die Kosten der Röntgen¬
aufnahmen und Bestrahlungen. Die Statistik über die Neuauf¬

nahmen und Art der Behandlung in der hydrotherapeut.sehen
moJikomechanischen Anstalt des Verbandes sowie auch im

Röntgeninstitut zeigen, daß die Einrichtungen des Verbandes

einer stet gen aufsteigenden Frequenz sich erfreuen.

Von besonderer Bedeutung scheint uns die Uebernahme des

diagnostischen Instituts zu sein. Der geplante Aus¬

bau dieser Einrichtung ist von außerordentlichem Wert, da eine

schnelle und klare Erkenntnis der verschiedenen Krankheits¬

arten und -Ursachen für eine sachgemäße eriolgreicha Bekämp¬

fung der Krankheit von groüer Bedeutung ist. Hoffentlich ge¬

lingt es dem Verbände, auf dem Gebiete der Prophylaxe für die

Zukunft erfolgreich zu kämpfen.

Im Sinne der Aufklärung der Kassenmitglieder ist vom Ver¬

bandsvorstande el>enfalls durch Verbreitung aufklärender

Broschüren über die Tuberkulose sowie über Krebs -

k rank hei ten als auch Geschlechtskrankheiten gewirkt
worden.

Eine weitere im Interesse der Kassen liegende Einrichtung
hat der Kassenverband in den Kursen für die Kranken¬

besucher geschaffen, welche darauf hinausgehen, in sozial¬

hygienischer und sozialpolitischer Hinsicht die Ausbildung der

Kranke.lkontrolleure zu fördern. Es ist bei der durchaus wich¬

tigen und verantwortungsvollen Stellung der Krankenbesucher

sehr erfreulich, daß hier ein Anfang geschafien ist, der die

Krankenbesucher aus ihrer einfachen Tätigkeit als Kontrollorgane
heraus zu Angestellten der sozialen Fürsorge, zu Sozialbeamten

machen will

Gegen de in dem Bericht über die Verhandlungen mit den

Angestellten vertretene Ansicht, daß die Einführung des Reichs¬

tarifvertrages an dem Widerstand der Krankenkassenangestell¬
ten gescheitert sei, weil die Angestellten der Verlängerung der

Arbeitszeit nicht zustimmen wollten, müssen wir jedoch Ver¬

wahrung einlegen. Es dürfte doch auch dem Verfasser des Be¬

richts sicherlich nicht unbekannt sein, daß auch die in dem Ver¬

bände zusammengeschlossenen Krankenkassenvor stände gegen

die Uebertragung des Reichstarifs deswegen Bedenken hatten.
weil ihnen die Einteilung der Angestellten für die Berliner Ver¬

hältnisse nicht zweckmäßig erschien. Die Verlängerung der Ar¬

beitszeit ist an sich durchaus nicht unerheblich, denn gerade für

die Angestellten der Berliner Kassen lag begründete Gefahr vor,

durch diese Verlängerung der Arbeitszeit Massenentlassungen
besonders in den größeren Kassen herbeizuführen. Solche zu

verhindern oder unbedingt notwendige Entlassungen nach so¬

zialen Grundsätzen vorzunehmen, war ein Hauptbeweggrund bei

der Erschaffung des Berliner Tarifs.

Der Deutsche Städtetae und die Versicherungsämter. Der

Deutsche Städtetag hat unter dem 22. März 1921 an das Reichs-

arbeitsministerium den Antrag gerichtet, daß das Reich die Ver-

Mcherungsämter übernehmen oder doch für ihre Erhaltung Zu¬

schüsse leisten solle. Der Antrag wird begründet mit der neuen

Steuerpolitik des Reichs, die den Städten und Gemeinden wich¬

tige Steuerqueüen nimmt; ferner wird auch behauptet, daß die

Versicherungsämter an sich Fremdkörper im städtischen Ver-

waltungsaufbau seien. Das Reichsarbeitsministerium hat hierauf
folgende Antwort erteilt („Betriebskrankenkasse44. 15. Jahr-

gang, S. 17):

„Anläßlich der bevorstehenden Gesamtreform der Reichs¬
versieherungsordnung wird voraussichtlich auch eine etwaige
Umgestaltung der gegenwärtig bestehen-den Versicherungsbehör¬
den erwogen werden. Die Fraee der Kostentra •

ng für diese
Behörden — durch Reich, Stadt, Gemeindeverband oder Ver¬

sicherungsträger — dürfte dann wesentlich von der Art und
dem Umfang der Aufgaben abhängen, die ihnen übertragen wer¬

den. Der Umstand allen, daß die Arbeiterversicherung auf einem

Reichsgesetz beruht, reicht wohl nicht aus, um die Bestreitung

aller Kosten auch für örtliche Stellen aus Reichsmitteln zu recht¬
fertigen. Soweit die Angestelltenversicherumj in Frage steht;
kommen die Versicherungsämter nicht in Betracht.*4

Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten.
Der Gesetzentwurf, dessen erster Entwurf bereits seit ändert*
halb Jahren ausgearbeitet worden ist. wurde nunmehr in der
veränderten Gestalt, die er inzwischen durch Anhörung neuer

Sachverständiger gewonnen hat, vorn Reichsrat angenommen.
Der Entwurf enthält den ärztlichen Behandlungszwang unter
Ausschluß der Behandlung durch nichtapprobierte Personen, ein
Verbot der Anpreisung von Heilmitteln in Zeitungen, den Melde¬
zwang, unter Umständen den Krankenhauszwang. Er stellt auch
den Beischlaf unter Strafe, wenn Ansteckungsgefahr wissentlich
vorhanden ist. Das Plenum des Reichsrats stimmte dem Entwurf
zu gegen die Stimme Bayerns.

Die Sozialversicherung beim Internationalen Arbeitsamt.
Eine Sachverständigenkonferenz über Fragen der Sozialver¬
sicherung beim Internationalen Arbeitsamt hat vom 22. bis
24. September 1921 in Genf getagt. Als deutscher Sachverstän¬
diger nahm Minister a. D. Wissell (Berlin) teil. Es wurde als
dringlich bezeichnet, die internationalen Beziehungen auf dem
Gebiet der Sozialversicherung wieder aufzunehmen. Es sei
nicht insbesondere die Aufgabe des Internationalen Arbeitsamts,
Stimmung für neue Gedanken zu machen, sondern die allgemei¬
nen Grundsätze der verschiedenen Systeme in den einzelnen
Staaten herauszuarbeiten und eine möglichst vollständige Samm¬
lung der Unterlagen vorzunehmen. Es wurd-e die Wiederauf¬
nahme der Tätigkeit der auf privater Grundlage beruhenden
Organisationen in den verschiedenen Ländern und ihre Zu¬

sammenfassung zu einer internationalen Vereinigung befürwor¬
tet. Der Vorschlag, aus Korrespondenten der verschiedenen
Länder einen Beirat zu bilden, der die Verbindung zwischen dem

Internationalen Arbeitsamt und den privaten Organisationen her¬

stellt« wurde mit Befriedigung aufgenommen« Es sollen zunächst
Vorstudien eingeleitet werden über die Vereinheitlichung der

Statistik hinsichtlich des Kreises der Versicherten (Kriegsinva¬
liden, Sonderversicherung einzelner Berufe, Behandlung von Aus¬

ländern, Ausdehnung der Versicherung auf selbständige Perso¬

nen), des Gegenstandes der Versicherung (Organisation der ärzt¬

lichen Versorgung, Hinterbliebenenversicherung, Beziehungen
zwischen der Versicherung gegen Arbeitslosigkeit und gegen

Körperbeschädigung, Familienversicherung) und der geldlichen
und verwaltungsmäßigen Organisationen (Vereinheitlichung mit

Dezentralisation und Mitwirkung der Interessen. Deckung der

Kosten durch Fürsorge oder Versicherung).

Die Sozialversicherung im Ausland. Ein Antrag zur Durchfüh¬

rung der Alters- und Krankenversicherung der selbständigem Er¬

werb nachgehenden Personen in Tschechoslawien wurde von den

Abgeordneten Slavicek, Laube, Zeminova und Gen. dem Abge¬
ordnetenhaus unterbreitet. In Betracht kommen sowohl gewerb¬
lich beschäftigte Personen als auch Landwirte. Die Alters- und

Krankenversicherung soll obligatorisch sein. Es sollen ihr alle

selbständig dem Erwerb nachgehenden Unternehmer unterliegen,

deren Einkommen weniger als 50 000 Kronen beträgt. Dio

Altersgrenze ist mit 55 Jahren festgesetzt. Die Zahlung der

Prämien und Versicherungsrenten soll progressiv abgestuft sein.

Auch den Witwen und Waisen sollen die Vorteile dieses Ge¬

setzes zugute kommen. Der Staat soll zur Attszahlang der

Renten beitragen. Die Grundlage der Organisation sollen Be¬

zirkskrankenkassen der selbständigem Erwerb nachgehenden
Personen bilden, in denen die Alters- und Krankenversicherung

eine Konzentration erfahren würde.
'-«p n-1 -K

Gewerkschaftliches.

Reichstag und Sperrgesetz. Aas Anlaß der Beratung der

Petition eines Krankenkassenunterverbandes über die Anwend¬

barkeit des Sperrgesetzes auf die Angestellten der Kranken¬

kassen im 6. Ausschuß des Reichstags haben wir nachstehendes

Schreiben an die Mitglieder des 6. Ausschusses gerichtet:

„Der 6 Ausschuß beschäftigte sich aus Anlaß einer Petition

eines Krankenkassenunterverbandes gegenwärtig mit der Frage,

ob die auf Grund des § 351 RVO. der Dienstordnung unter¬

stehenden Angestellten der Krankenkassen als Beamte im Sinud

des Sperrgesetzes angesehen werden können.

In dieser Angelegenheit erlauben wir uns, Ihnen anbei ein«

Sachdarstellung (abgedruckt in Nr. 24/1921 S. 187 dieser Zeit¬

schrift. D. Red.) zur Kenntnisnahme zu unterbreiten, in der wir

die wichtigsten Stellen angestrichen haben und bemerken hierzu

noch folgendes:
In der Hauptsache gibt es gegenwärtig 2 Kategorien von

Beamten und Angestellten der Krankenkassen:

1. Personen, die auf Orund des früheren § 359 Abs. 1 RVO.

vom Vorstand ausdrücklich als „Beamte" auf Lebenszeit

oder nach Landesrecht unwiderruflich oder mit Anrecht

auf Ruhegehalt angestellt worden sind und solche, d^nen

dann die Landesreg erun,r auf Grund des früheren § 359

Abs. 4 R\0. die Rechte und Pflichten der staatlichen oder
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Befindlichen Beamten übertragen hat. Diese sind

jetzt Beamte nur noch insoweit, als sie

nach dem Gesetz vom 28. Juni 1019 durch

E r k 1 ä r u n g ihre Be a Bi 11 ne i f t n S C ha 11 auf*

rechter halten haben.

2. Angestellte, die nach § 351 RVO. auf Grund einer Dienst¬

ordnung angestellt sind. Das ist die Mehrzahl der Kranken¬

kassenangestellten. Es handelt sich hier um Angestellte

auf Privatdieustvertrag, die zum Teil Anspruch aui Ruhe¬

gehalt und 11 nterbtichenenfürsorge haben, aber auf Kün¬

digung angestellt sind. Der Anspruch auf Pension reicht

zum Ted au den, den dic Staatsbeamten genießen, bei

wettern nicht heran. Cr geht ihnen auch im Falle einer

Kündigung. Entlassung oder Auflosung und Schließung

einer Kasse ohne weiteres verloren. Diese letzteren

Angestellten können als B e a m t e im S i n R c

des Sperrtesetses nicht angesehen
werden.

Als v «einigstes Merkmal der Beamteneigenschait im Sinne

lies SptrrgcSCtlCS Wird seitens des Preußischen Wohlfahrts-

miiiistcriums die dauernde Versorgung angesehen. Die Voraus¬

setzung der dauernden Versorgung wird als gegeben erachtet«

sofern nach der Dienstordnung der Anspruch aui Ruhegehalt und

JJintcrbiicbeueruürsorge besteht Das kann indessen, wie schon

oben erwähnt nicht als dauernde Versorgung angesprochen

Menden; denn die Verwirklichung des Anspruchs setzt das Be¬

stehen des Arbeitsvcihültnisses voraus. Dieses Arbeitsverhältnis

kann aber m den ersten 5 b.s 10 Jahren überhaupt und später

dann gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

Dieser wichtige Grund deckt sich mit demselben Begriff in S 626

BGB. Die Rechtsprechung hat beharrliche Weigerung und da¬

mit einen wicht gen Grund zur Kündigung schon dann als gegeben

angesehen, wenn trotz vorausgegangener Verwarnung ein Ange¬

stellter sich des wiederholten Zuspätkommens schuldig gemacht

bat. Dieser Vorgang allein beweist, daß bei der nach den Dienst¬

ordnungen der Krankenkassenangestellten üblichen Anstellungs-

lorm von einer dauernden Versorgung keine Reue sein kann. -

Erst recht liegt Jas Vorf wenn /. B, in der Veränderung des V.:t-

gliedtrstnudcs einer Ortskrankenkasse die Beschäftigungsmög¬

lichkeit fortfällt, weil das unbestriitenermaßen ebenfalls ein

nichtiger Grund für die Kündigung ist.

Als Ergebnis einer Besprechung mit Herrn Reichsarbeits¬

ministcr Dr. Brauns ist übereinstimmend festgestellt worden, daß

höchstens solche bei Krankenkassen beschäftigten Personen als

Beamte im Sinne des Sperrgesetzes angesehen werden können«

die vollständig gleichwertig mit staatlichen oder gemeind¬

lichen Beamten angestellt sind. Diese Gleichwertigkeit wurde

darin erbückt, daß nicht nur Anrecht auf Ruhegehalt, sondern

daneben auch lebenslängliche Anstellung be¬

stehen müsse. Die der Dienstordnung unterstehenden Ange-

5teilten sind aber nicht lebenslänglich, sondern, wie schon gesagt,

aal Kündigung angestellt (s. S 354 R\().).

Der Herr Reichsatbeitsminister Dr. Brauns hat weiter in

einer Antwort vom 31. Dezember 1921 auf eine Anfrage des

Herrn Abgeordneten Ma.kewitz (RciclKtagsdrucksache Nr. 3310)

ausgeführt, daß nur die Regelung der Dienstbezüge der Ange¬

stellten aui Lebensdauer dem Sperrgesetz unterliegen.

Ferner geht aus einem ErlaB des Reichsarbeitsministeriums vom

24. Dezember 1920 hervor, daß auf Grund der Verordnung über

die Freimachung von Arbeitsstellen vom 25. April 1920 Kranken*

kaasenascestellte auch entlassen werden können und in diesem

Falle natürlich ihren Pensionsanspruch verlieren, wenn sie nach

lOjährigcr Beschäftigung eigentlich nur noch aus einem wich¬

tigen Grunde entlassen werden dürfen. (§ 354 RVO.) Aiso

Wiederum ein Beweis, daß selbst unter Berücksichtigung der be¬

schränkten Kündigung von einer dauernden Versorgung nicht

de Rede sc n kann. Aber schon der Umstand, daß die Demobil-

Rachnngsverordnumi vom 25. April 1920 überhaupt aui Kranken¬

kassenangestellte angewendet wird, beweist daß es sich nicht

MB Beamte handelt denn die Demobilmachungsvorscliriiten

linden auf Beamte keine Anwendung«

Schließlich verweisen wir noch auf einen Erlaß des Preu¬

ßischen Wohlfahrtsministeriums vom 15. Mai 1920 betr. die An¬

wendung des Betriebsrätegesetzes auf die Krankenkassen — III

y 552 —. Hier wird ausdrücklich der klare Unterschied zwischen

Angestellten und Beamten hervorgehoben und festgestellt, daß

die dienstordnungsmüßig angestellten Krankenkassenangestellten
dem Betriebsräte?:setz ohne weiteres unterstehet!, während

das bei den Personen, denen die Rechte und Pflichten gemeind¬

licher Beamten übertragen sind, also den Beamten, nicht der Fall

Iat Darüber, ob auch diese Beamten zum Betriebsrat zu wählen

haben, sollen die Vorstände der Krankenkassen Bestimmungen

tieften, im übrigen verweisen wir auf die anliegende Denkschrift*

Betriebsräte In den Krankenkassen. Der Kampf der Be¬

triebsräte um die Anerkennung und sinngemäße Durchführung

der gesetzlichen Bestimmungen wird wohl am schärfsten in der

Privatiodustrie geführt Abgesehen von vereinzelten« der neu¬

zeitlichen Ordnung verständnisvoller gegen überstehenden Ar¬

beitgebern, versucht man jedoch, ganz allgemein die Rechte

der Betriebsräte zu beschneiden und ihre Wirksamkeit im Inter¬

esse der Angestettteascbaft zu beschränken« Während wir bis¬

lang im allgemeinen hei den Vorständen der Sozialversicherungs-

träger Verständnis fflr die Mitwirkung der Betriebs- und Ange¬

stelltenräte zu verzeichnen hatten, mehren sich in letzter Zeit

die Fälle* in den auch den Betriebsräten in der Sozialversiche-*

runz und insbesondere In den Krankenkassen Schwierigkeiten

in den Weg gelegt werden. Besonders sind es die Arbeitgeber¬

vertreter |n den Vorständen, die, scheinbar auf Anordnung ihrer

Spitzenverbände, gegen die Anerkennung und Mitwirkung der

Betriebsräte protestieren und unter irrtümlicher Berufung auf

das Betriebsrätegesetz eine Mitarbeit der Betriebsräte

zu verhindern suchen. So hat die Teilnahme eines Betriebs-

ratsmitglicdes an den Vorstandssitzungen verschiedencrorts An«*

laß zu Streitigkeiten gegeben.

Eine Entscheidung des Versicherungsamts Braunschweig

vom 10. November 1921 (Nr. Ia 2058) stellt sich auf den Stand¬

punkt, daß die Bestimmungen des BetriebsrätegeseUes

auch für dic Betriebsräte In den Krankenkassen maßgebend sein

sollen und die Teilnahme des Betriebsrat« bzw. eines Vertreters

an den Vorstandssitzungen zur pflichtgemäßen Ausübung seiner

Aufgaben zulässig ist. Wir empfehlen diese Entscheidung der

Beachtung der Betriebsräte. Sie lautet folgendermaßen

Nr. Ia 2058.

In der Streitsache des Direktors und Arbeitgebervorstands-

mitgliedes wider den Vorstand der Allgemeinen Ortkrankenkasse

betreifend Versagung der generellen Hinzuziehung des Betriebs-

lats zu den Vorstandssitzungen, erläßt der Rat der Stadt (Ver¬

sicherungsamt) zu Braunschweig durch den Vorsitzenden des

Versicherungsamts, Stadtrat Vogler, ohne mündliche Verhand¬

lung folgende Vorentscheidung:

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.

Begründung: Der Vorstand der vorgenannten Orts¬

krankenkasse hatte in seiner Sitzung am 11. November 1920 auf

Antrag des Betriebsrats der Kasse gemäß § 66 des Betriebs¬

rätegesetzes in Verbindung mit § 81 Abs. 3 der Kassensatzung

einstimmig den Beschluß gefaßt, den Betriebsrat künftig

zu vien Vorstandssitzungen mit beratender Stimme hinzuziehen.

Dieser Beschluß hatte sich auch nach den Angaben der Kassen-

leitnng an das Versicherungsamt vom 12. Oktober 1921 in der

Praxis gut bewährt. Nachdem nun der Beschwerdeführer bei

den stattgefundenen Neuwahlen als Arbeitgebermitglied in den

Kassenvorstand gewählt worden war, erhob er gegen die bis¬

herige Hinzuziehung des Betriebsrats beim Kassenvorsitzendtn

und dann beim Versicherungsamt Beschwerde, weil die früher

beschlossene Hinzuziehung des Betriebsrats laut Gesetz und

Satzung seines Erachtens nach unstatthaft wäre. Fr vertritt

dann u. a. auch die Auffassung, daß nach § 11 RVO. „nicht

öffentlich'* nichts anderes hieße, als daß nur die Vor.

Standsmitglieder anwesend sein dürften. Diese Auffas¬

sung ist irrig. Vielmehr ist nach § 11 RVO .— „die Sitzun¬

gen sind nicht ö f f e n 11 i c h" — es zulässig, daß nicht nur die

Vertreter der Aufsichtsbehörde hieran teilnehmen, son¬

dern die Versicherungsträger vielmehr nicht gehindert seien*

zu den Sitzungen die Personen, z. B. Äerzte, Gewerbeaufsichts¬

beamte, Unternehmer usw\, zuzuziehen, deren Mitarbeit im Inter¬

esse der Sache jeweilig gewünscht wird. (Siehe Kommissions¬

bericht 1, 10 und Kommentar Koch, S. 4.) Selbst eine gesetz¬

liche Schweigepflicht besteht für die Teilnehmer an den Sitzun¬

gen nicht, soweit es nicht anderweitig durch Gesetz (§§ 141—145

RVO.) bestimmt ist. Diese Auffassung wird auch iu der sozial¬

politischen Literatur betr. Hinzuziehung von Betriebsratsmit¬

gliedern vertreten. (Siehe Arbeiterversorguug 1920. S. 299;

1921. S. 200, und Hahn, Handbuch der Krankenversicherung, An¬

merkung 1 und 2 zum fc 11 RVO.) Auf die weiteren Einwen¬

dungen des Beschwerdeführers, daß kein Anlaß und auch keine

Notwendigkeit bestände« den Betriebsrat zu den Vorstandssit¬

zungen hinzuzuziehen, weiter einzugehen, dürfte sich erübrigen,

weil sie ichlgeiicn, und durch die vorerwähnten Kommentatoren

und auch durch die sozialpolitische Literatur widerlegt sind*

Hinzu kommt aber noch im vorstehenden Streitfall, daß bei dem

bisher seitens der Kassenleitung geübten Veriahren ein ein¬

heitlicher VorstandsWille — also der \\ ille der A r-

beit nehmer- und Arbeitgeber-Vorstandsmit¬

glieder — in Erscheinung getreten und zum Ausdruck gekom¬

men ist. Diesen einheitlichen Vorstandsw i.Ien auf die Be-

Schwerde eines neu hinzugekommenen Arbeitgeber-Vorstands¬

mitgliedes trotz guter Bewährung in der bisher gehandhabten

Praxis entgegen Gesetz und Recht abzuändern, tag für das Ver¬

sicherungsamt kein Grund vor. Vielmehr mußte das Versiche¬

rungsamt annehmen, daß bei Belassung des bisherigen ein¬

heitlichen V o r %4 a n d s w i 11 e n | weitere ersprießliche

Arbeit zwecks Erzielung einer möglichst hohen V\ irtschaftlichkeit

der Betriebsleistungen erzielt werden könnte. Hier mußte die

irrtümliche Auffassung eines einzelnen auf die richtige Bahn

gelenkt werden, wie es in der vorstehenden Entscheidung auf

Gi und der Bestimmungen der Rcicbsverslcherungsordnudg und

<
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deren Kommentare und der sozialpolitischen Literatur ger-

schelten ist.

Ueber das Ausscheiden des Beschwerdeführers aus dem

Vorstand der Allgemeinen Ortskrankenkasse konnte das Vc:-

sicherungsamt keine Entscheidung fällen, weil die in der Be¬

schwerde angegebenen Gründe dem S 17 RVO. nicht vollauf

entsprachen. Es muti daher dem Beschwerdeführer überlassen

werden« ob er bei Stellung eines neuen diesbezüglichen Antrags

die im vorgenannten Paragraphen der Reachsvcrskherungsord-

nung vorgesehenen Bestimmungen zu erfüllen in der Lage ist.

Gegen diese Vorentscheidung kann binnen einem Monat nach

ihrer Zustellung Berufung an das Oberversicherungsarnt zu

Brannschweig eingelegt oder Antrag auf mündliche Verhandlung

vor ehern SpruchausschuÜ des Versicherungsamts gestellt werden.

Das Oberversicherungsarnt legt dem unterliegenden Teil

eine Gebühr auf.

Gaufachkonferenz der Angestellten der Sozialversicherung in

Mecklenburg. Am Sonntag« den 19. Februar, tagte in Güstrow

eine Gaufachgruppcnversammlimg, auf welcher 66 Angestellte

vertrci.cn waren. Als Vertreter des Hauptvorstandes nahm KoU

lege Bohlmann an den Verhandlungen teil. Der Gauleiter Kol¬

lege Geese berichtete über den Gang der Verhandlungen mit

der Freien Vereinigung mecklenburgischer Krankenkassen über

die Besoldungsfrage der KassenangesteUten. Alle größeren Fach-

Kruppen haben sich bereits mit dem Angebot der Freien Ver¬

einigung beschäftigt und legten in Entschließungen dar, daß für

sie das Angebot unannehmbar sei, Kollege Bohtntann ging dann

auf die Tariffrage insbesondere ein und schilderte kurz das

Zustandekommen des Tarifvertrags für die Krankenkassenange¬

stellten. Er wies weiter auf die Gefahr hin, die die Kassen¬

angesteUten trifft wenn eine restlose Ucbernahme der Beamten¬

besoldung in den Tarifvertrag erfolgt. An der Ansprache betei¬

ligten sich weiter die Kollegen Schröder, Nordmann, Schlottfeldt.

Witt, Becker, Gcese, die sich alle gegen die Beamtcnbesoldmig

aussprachen. Von verschiedenen Vertretern wurde noch das

Verhalten der Freien Vereinigung kritisiert, indem sie trotz der

Schwebenden Verhandlungen, ihre Kassenvorstände auffordert*

unter gleichzeitiger Mitteilung des noch vollkommen unvollstän¬

digen Verhandlungsergebnisses, nunmehr örtlich mit den Kassen¬

angesteUten zu verhandeln, Folgende Resolution wurde einstim¬

mig angenommen:

„Die am 19. Februar 1922 in Güstrow versammelten Kassen¬

angesteUten Mecklenburgs sind einmütig der Auffassung, daß

der Tarifgedanke durchgeführt werden muß. Sie veruriei.cn auf

das schärfste dic Maßnahmen der Freien Vereinigung, indem

diese, trotz der schwebenden Tarifverhandlimgen, durch Rund¬

schreiben versucht, die Verhandlungen zu beeinflussen, wenn

nicht gar zu unterbinden.

Die Angestellten beauftragen die Verhandlungskommission,

erneut mit der Freien Vereinigung zu verhandeln und unter

allen Umständen am Tarifvertrag festzuhalten. Sie lehnen wei¬

ter eine glatte Ucbernahme der Beamtenbesoldung ab, da sie

durch die Einführung derselben eine schwere Bedrohung des

«sozialen Geistes in den Krankenkassen erblicken; sie fordern

vielmehr den Einbau von Gehaltssätzen in die bezirklichen Er¬

gänzungen und erwarten von der Freien Vereinigung« daß sie

Sich .lieser Forderung nicht verschließt/*

Zum 2. Punkt der Tagesordnung: „Gaufachgruppenangelegeu-

heiten" referierte Kollege Bohlmann (Berlin) über das Beamten¬

rätegesetz. Es besteht hier die große Gefahr, daß die Kassen¬

angesteUten, genau wie beim Sperrgesetz, unter das Beamten¬

rätegesetz gebracht werden sollen, und so ist es Aufgabe der

'Angestellten, sich mit aller Entschiedenheit dagegen zu wenden.

Es wurde beschlossen, an den 23. Ausschuß des Reichstags fol¬

gende einstimmig gefaßte Entschließung einzusenden:

„Die heute In Güstrow- tagende Konferenz der Angestellten

der Krankenkassen beider Mecklenburg faßt folgende Entschlie¬

ßung: Da in Anbetracht der Bestrebungen verschiedener Kreise

bei dem Erlaß des Sperrgesetzes die Gefahr besteht, die Kranken¬

kassenangestellten bei Schaffung des Beamtenrätegesetzes wie¬

der zu Beamten der öffentlichen Körperschaften zu stempeln,

erklärt die Konferenz im Auftrag und im Namen aller Orts-

krankenkassenangestellten beider .Mecklenburg:

Wir sind Angestellte, keine Beamte. Wir leimen auf das

allerentschtedenstc ab, unter das Beamtenrätegesetz su fallen.

Wir wollen wie bisher, und wie es uns als Angestellte zu¬

kommt, dem Betriebsrätegesetz unterstellt sein. Wir würden

in einer anderweitigen Regelung eine wesentliche Ver¬

schlechterung unserer rechtlichen Verhältnisse erblicken und

alle Mittel anwenden* diese Verschlechterung fernzuhalten

oder abzuw enden."

Für den aus der Gaufachgruppe ausgeschiedenen Kollegen
Paul Becker wurde als Gaufachgruppenleiter der Kollege Richard
Witt (Rostock) gewählt. Weiter wurde beschlossen, daß die

facht ruppen d^: Orte Rostock, Schwerin und Güstrow je einen

Weiteren Kollegen in die Qaufacbgnippenjeitung entsenden. Die

frei etzten Kollegen sind aleichzeltig Mitglied des Tarifaus-

Ichasses,

Der Bund der Beamten und Angestellten der Reichssozial-
versicheru-nx hat bekanntlich in einer Denkschrift an den Reichs¬

tag dk Forderung aui Uebertragung der Beamteneigenschaft für

sämtliche Angestellte der Landesversicherungsanstalten, Reichs¬
vcrsicherungsanstalt, Berufsgenossenschaften und Krankenkassen

gefordert. Um dieser Forderung mehr Nachdruck zu verleihen*
hatte er zum 1. Februar eine Kundgebung der in der Sozialver¬

sicherung tätigen, ihm angeschlossenen Sozialbeamten veranstal¬

tet, zu welcher er Vertreter der Parteien, der Regierung und

der Behörden eingeladen hatte. Wenn die Bundesbrüder mein¬

ten, einen besonders schlauen Tip zu haben, indem sie einen Ver¬

treter der Wissenschaft vor ihren Wagen spannten, so werden

sie sich in dem Verlauf der Tagung sehr getäuscht haben. So¬

weit die Ausführungen Prof. Kaskels über die Endversorgungs-

tendenz In der deutschen Sozialversicherung in Präge kommen,

beschäftigten sie sich ausschließlich mit der Frage der Neuord¬

nung der Sozialversicherung. Er führte aus: Die völlige Ver¬

änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse bedir.gt auch eine

Neuordnung der gesamten Sozialversicherung. Schon während

des Krieges und mehr noch In der Nachkriegszeit macht sich im

Gegensatz zu dem bisherigen Prinzip der Versicherung immer

mehr das Prinzip der Fürsorge geltend. So mußten be¬

sonders in der Unfall- und Invalidenversicherung auf Kosten des

Reichs besonder« Zuschüsse zu den Renten aus der Versicherung

gezahlt werden. Das Versorgungsprinzip eignet sich mehr zur

Anpassung an die individuellen Bedürfnisse des einzelnen. Das

Reichsversicherungsgesetz bietet bereits gute Ansätze in diesem

Srune. Auch in der geplanten Arbeitslosenversicherung erfährt

das Versicherungsprinzip gegenüber dem Versorgungsprinzip eine

Zurückdrängung« Auch machen sich ferner Bestrebungen be¬

merkbar, eine weitgehende Differenzierung nach Berufsständeu

vorzunehmen; so tauchen einseitige Bestrebungen aui, einen

Unterschied zu machen zwischen Arbeitern, Angestellten und

leitenden Angestellten. Notwendig ist jedoch eine Vereinheit¬

lichung der Versicheruitgsfälfe. Die Verschiedenheit in der Be¬

handbmg der Versicherungsfälle durch die verschiedeneu Ver-

Sicherungsbehörden ist nicht berechtigt Eine allgemeine Aus¬

gestaltung und Vereinheitlichung der Sozialversicherung bringe

auch eine wesentliche Verbilligimg. Dabei brauche man an

keine Beseitigung der verschiedenen Versicherungsträger zu den¬

ken. Die Krankenkassen müßten als Unterbau der Sozialver¬

sicherung bestehen bleiben. Ihnen würde die gesamte Beitrags¬

einziehung zu ül>ertragcn sein neben der eigentlichen Kranken¬

fürsorge. Die Landesversicherungsanstalten hätten ihr Gebiet

territorial zu gliedern und müßten die amtlichen Träger der

Sozialhygiene werden, während der Unfallversicherung dic Ar¬

beiterfürsorge und Unfallverhütung übertragen werden müßte.

Da bei der Umgestaltung große Teile der Sozialversicherung

politisch umstritten sein werden, so wird bei der grundlegenden

Aenderung ein politischer Kampf entbrennen. Zu fordern ist

eine stärkere Selbstverwaltung. Die Geldentwer¬

tung hat bezüglich der Beiträge und Leistungen eine schwere

Krise hervorgerufen, die eine Anpassung der Leistungen an den

Geldwert erheischten, wenn nicht der Zweck aufgegeben werden

Sollte« Da es nun äußerst schwierig ist, d'?c Leistungen der

Sozialversicherung dem gesunkenen Geldwert anzupassen, so ist

Vielleicht ein weiterer Ausbau der Sachleistungen, wie Heil-

anstaltspflege usw., ins Auge zu fassen. El schloß seine Aus¬

führungen mit dem Hinweis auf die grobe Bedeutung der Sozial¬

versicherung als großer Kulturiaktor, den zn erhalten, trotz aller

vorhandenen Mängel, wir das größte Interesse haben. Alle

Nebenfragen müssen zurücktreten, jede Reform hat der Erhaltung

zu dienen!

Nach diesen versicherungstechnisch interessanten Ausfüh¬

rungen, durch welche die von den Afa-Verbänden vertretenen

Anschauungen zum großen Teil bestätigt wurden, bemühten sich

Verschiedene Redner, den Anwesenden die Notwendigkeit der

Uebertragung der Beamteneigenschaft aui die Angestellten der

Sozialversicherungsträger zu beweisen. Die Ausführungen der

Redner, die sich last wörtlich an die Niederschrift In der Ein¬

gabe hielten, brachten einige heitere Momente. Wie sich in

diesen Köpfen das Wesen und die hohe Bedeutung der Sozial¬

versicherung widerspiegelt! So meinte Herr Weber, der Ver¬

treter des Bundes der Krartkenkassenbeamten, daß das deutsche

\leer die Strapa/en des Krieges nur hab; ertragen können, weil

wir auf eine 30jährige Wirksamkeit der Sozialversicherung

zurückblicken könnten. Ja, siebt denn der Herr Bundesvertreter

nicht, daß wir noch heute schwer, so schwer unter den Polgen

des Krieges zu leiden haben, daß es jahrzehntelanger Fürsorge

bedarf, che das deutsche Volk sich erholt haben wird? War

das der Zweck der Sozialversicherung vor dem Kriege, das

deutsche Volk fiir diesen großen Völkerkrieg vorzubereiten?

Wie ganz anders ist doch d.e Geschiel te der deutschen Sozial¬

versicherung. Lange bevor an eine g tzliche Regelung der

Frage gedacht wurde, war in der Arbeitn nerschaft die Er¬

kenntnis aufgetaucht sich zur Abwehr <>ev Nöte der Erwerbs¬

unfähigkeit gegenseitig zu pnterstfttzeti Ms durch die Entwick¬

lung der kapitalistischen Wirtschaft die Not vier abhängigen Ar¬

beiterschaft größer wurde, mußte man, um eintr Volkswirtschaft*
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: !icn Katastrophe zu entgehen, nach Wegen suchen, die die

urgünstigsten Folgen der kapitalistischen Wirtschaft beheben

Sollten.

Der Vertreter der Angestelltenversicherung erklärte, daß bei

ihnen bereits ein Drittel der Stellen mit Militäranwärtern besetzt

würden, auch im übrigen Unterschiede den Berufsbeamten gegen¬

über nicht vorhanden wären. Es müssen daher auch innen die

Rechte der Reichsbeamten übertragen werden, um ihr Amt als

Berufsbeamte ausüben und den berufsständischen Interessen

leben zu können. Der Vertreter des Verbaruv erging sich in

längeren Angriffen auf die Versicherungsbehörden* welche es an

energischem Durchgreifen gegenüber den Berufsgenossenschaf¬

ten haben fehlen lassen. Er befürchtete, daß es bei der Einfüh¬

rung der neuen Dienstordnung nur zu einem „Anhören14 der

Angestellten kommen werde. (Diesem Vertreter empfehlen wir

das eingehende Studium der Beratungen über das kommende

Beamtenrätegesetz, dessen Anwendung gegenüber dem bedeu¬

tend weitergehenden Betriebsrätegesetz ja durch die Übertra¬

gung der Beamtenrechtc so sehr verlangt wird. Oder meint er,

sich nur dic Rosinen aus dem Kuchen klauben zu können?) Der

Tarifvertrag könne nie zur Stetigkeit führen. Die Folgerung

bei Abschluß eines Tarifvertrags sei, daß man auch ein Streik-

recht hat. Wir können einem Streik nicht das Wort reden« weil

er nur einen Unfallverletzten schädigt. Ob aber das Reichsver-

Sicherungsamt die Verantwortung tragen will? — Ob sich Herr

Ertz hier so in Uebcreinstimmung mit den Bcamtcngrunpcn

befindet, deren Gleichstellung er so sehr herbeisehnt möchten

wir bezweifeln, da die Beamtenschaft durch ihre Stellung zu

dem Eisenbahnerstreik bewiesen hat. daß sie auf Ausübung des

Streikrechts nicht verzichten will.

Sichtlich fanden die Ausführungen der verschiedenen Red¬

ner bei den Anwesenden, soweit sie nicht als Bundesmitglieder

besonders interessiert waren, geteilte Aufnahme. Die anwesen¬

den Vertreter der Behörden nahmen denn auch keine Veranlas¬

sung, auf diese Sonderwiiiische der Bundesvertreter besonders

einzugeben* sondern Ministerialrat Schulz erklärte, daß bei der

kommenden Neuordnung der Sozialversicherung man mit Ange¬

stellten rechneu müsse, die auch mit dem nötigen Verständnis

an dem Ausbau der Sozialversicherung herangehen. Man habe

bisher zu wenig diejenigen berücksichtigt, die von der Pike auf

gedient haben. Dr. Hölle, der das Fehlen der Parteien mit der

Sitzung des Sozialpolitischen Ausschusses entschuldigte« erging

sich dann noch in Ausführungen über einige Fragen derTeuerungs-

zulagen an d.e Beamten. Er meinte ferner, erklären ZU können,

dafl auf Grund des Ausfalls der Wahlen zur Angcstelltenver-

sicherung die Verschmelzung der Angestelltenversicherung mit

der Invalidenversicherung endgültig erledigt sei! Die Befürchtung,

daß bei einer Yerhcamtung der Sozialversicherungsträger das

Selbstverwaltungsrecht leide* sei unbegründet, da mau bezüglich

der leitenden Beamten nicht an das Sperrgesetz gebunden

sei!!! Wir meinen doch, daß sich Herr Höile hier auf ein

Gebiet begeben hat, von dem er sich lieber ferngehalten hätte,

wenn es ihm nicht lediglich aui Effekthascherei oder Propa¬

ganda ffir den Beamtenbund angekommen wäre.

Wie unsere Kollegen zu den Wünschen der Bundesbrfidef

stehen, ist bekannt. W ir werden bei der Reform der Reichsver¬

sieherungsordnung unsere Interessen zu vertreten wissen.

Berufsgenossenschaften und Betriebsräte. Das Betriebsrätc-

gesetZ ist den Berufsgenossenschaften und insbesondere ihren

Geschäftsführern von Anfang an ein Dorn im Auge. Diese

Wahrnehmung konnte nicht allein bei den Tarif-, Schicds- und

sonstigen Verhandlungen, wo schon das bloße Wort „Bctricbs-

rätegesetz" auf die Arbeitgeber wirkte, gemacht werden. Dar«

Über hinaus betrachten es die Berufsgenossenschaftsgewaltigen
als ihre Hauptaufgabe, gegen die Betriebsräte resp. Beinebs-

obleute im kleinen eine Wühlarbeit zu leisten, die Material

genug gibt um ganz klar und deutlich ein systematisches
Kesseltreiben gegen unsere Betricbsratskollcgen erkennen

zu lassen.

Eine ganz besondere Stellung auf diesem Gebiete nimmt die

Qeschfiftsleitung einer in Berlin ansässigen größeren Berufs-

Zenossenschaft ein. Bei dieser zeigt es sich in einer ganzen

Reihe von Beschwerden, Streitfällen und Prozessen, mit denen

Sich die Schlichtangsinstanzen teilweise noch zu befassen

haben, wie die den Angestellten gesetzlich eingeräumten Rechte

verkümmern und in welchem Geiste die Bestimmungen des Be¬
triebsrätegesetzes, des Tarifvertrags und der Dienstordnung sei¬

tens dieser Herren ausgelegt werden. Die juristischen Haar¬

spaltereien der von **volksireundlicbenM Geheim-, Regierungs¬
und sonstigen „Räten" herausgegebei.cn Kommentare zum Bc-

triebsrätegesetz fähren nun doch nicht mehr in dem Maße wie

zu Anfang zu dem gewünschten Erfolg, das Recht in das Gegen¬

teil zu verkehren, weil mit der Zeit auch die Gewerkschafts¬

and Arbeitersekretäre .sich zu zu beachtenden Kommentatoren
des Betriebsrätegesetzes heran- und ausgebildet haben. Da frist¬

lose Entlassungen auch nicht immer zu dem ersehnten Ziel fuh¬

ren* geht man letzt sogar soweit, durch Schikane und Maßrege¬
gen den Betriebsräten u;e Lust und Liebe zu den Ihnen ob¬

liegenden gesetzlichen Pflichten zu verekeln. In einem Spezial¬

fälle hat diese Berufsgenossenschaft ein Betriebsratsmitglied

nach mehreren Strafversetzungen fristlos auf die Straße gesetzt,
obwohl der davon betroffene Kollege länger als zehn Jahre in

der Verwaltung zufriedenstellende Arbeit geleistet hatte. Das

darüber anhängig gemachte gerichtliche Verfahren schwebt noch.

Es verdient ferner festgenagelt zu werden, daß durch Strafen,
die auf die Angestellten geradezu niederprasseln, systematisch
das Bestreben verfolgt wird, die Angestellten derart einzu¬

schüchtern und so gefügig zu machen, daß sie sich nicht ge¬

trauen, irgendwelche Funktionen als Angestelltenvertreter zu

übernehmen. Als krassestes Beispiel für das Vorhergesagte

verdient die neueste Methode der Geschäftsführung derselben

Berufsgenossenschaft hervorgehoben zu werden, mit der sie ein

Betriebsratsmitglied, das seit Jahrzehnten vorwurfsfrei in der

Verwaltung arbeitet, wegen seines energischen Eintretens für ^ie

Angestellteninteressen maßregelt, indem sie ihm jetzt den Vor¬

wurf der Unfähigkeit hinsichtlich seiner dienstlichen Tätigkeit

macht Die sich bei dieser Berufsgenossenschaft häufende An¬

zahl von Streitfällen läßt vermuten, daß sie von Seiten der übri¬

gen L>crufsgenosscnschafteu als Steinbock gegen das Betriebs-

rätCgesetZ vorgeschickt ist.

Derartige Maßnahmen sind aber nur möglich, weil es manche

Angestellten nicht genügend verstanden haben, die Rechte, die

ihnen das Betriebsrätegesetz einräumt, in ihrem Interesse anzu¬

wenden; dagegen haben dic Arbeitgeber trotz vielseitiger Gegen¬

sätze In ihrem eigenen Lager durch engen Zusammenschluß und

zielbewußtes Vorgehen, insbesondere durch Austausch aller Leh¬

ren aus der praktischen Anwendung des Gesetzes, es verstan¬

den, das Betriebsrätegesetz zu einem Instrument gegen die

Betriebsräte auszugestalten. Ermutigt zu diesem brutalen Vor¬

gehen werden die Geschäftsführer teilweise auch durch die

schlappe Solidarität der Betriebsbelegschaft gegenüber den von

ihnen selbst gewählten fntercssenvertretern. Immer und immer

wieder muß an oie Kollegenschaft der Appell gerichtet werden*

treu zusammenzustehen zur weitestgehenden Unterstützung ihrer

Betriebsratskollegen« Folgen die Angestellten dieser eigentlich

selbstverständlichen Mahnung, dann werden Maßregelungen« wie

sie oben geschildert sind, ia der Zukunft kaum noch vorkommen

können. Voraussetzung hierbei ist aber, daß sich die Angestell¬

ten mit den zu ihrem Schutz erlassenen gesetzlichen Bestim¬

mungen vertraut macheu. Denn: Wissen ist Macht! Die Be¬

triebsräte dürfen in ihrer exponierten Stellung nicht allcmstehen.

Durch Zusammenstehen der gesamten BctriebskoÜegen muß

ihnen eine Garantie der Sicherheit gegeben sein. Kein einziger

darf sich darauf verlassen, daß die gewählten Führer ohne seine

Mitarbeit die Rechte der Arbeitnehmer gegenüber den Arbeit¬

gebern zur Geltung bringen können.

Zwangsweise Versetzung von Berufsgenossenschaltsangc

stellten in den Ruhestand. Mit wie wenig Verständnis die Nord¬

deutsche Holz-Bcrufsgenossenschaft wieder einmal die wohl¬

erworbenen Rechte ihrer Angestellten nach den Bestimmungen

der Dienstordnung auszulesen versuchte, zeigt folgende Ent¬

scheidung des Reichsversicherungsamts in einer Beschwerde

gegen eine Zwaiigspeusionicrung. Der Deutlichkeit halber und

des Interesses wegen, das insbesondere die älteren Berufs*

genosseaschaftsaagestellten an diesem Vorgang haben dürften*

lassen wir das Urteil in seinem vollen Wortlaut hier folgen:

Abschrift.

I. 32. III. B. S/21. 5. Januar 1922.

Im Namen des Reichs!

In der Beschwerdesache des ehemaligen Obersekretärs Otto

P. in W« gegen die Norddeutsche Holz-Berufsgcnossenschaft

hat das Reichsversicherungsamt. Abteilung für Unfallversiche¬

rung, Dritter Beschlußsenat, in seiner Sitzung vom 31. Oktober

1921 beschlossen:

Der Beschwerde u >t; ttgegeben. Die ausgesprochene

Pensionierung des Beschwerdeführers wird für unwirksam

erklärt.
Gründe:

Der am 27. Dezember 1854 geborene Sekretär Otto P. der

Norddeutschen Holz-Beruisgenossenschaft war vom 4. Januar

1895 an zunächst als Tischler in der damals der Norddeutschen

holz-Berufsgenossenschaft gehörenden Heilanstalt Wilhelms-

flauen, seit 1. Juli 1901 als Sekretär in der Zentrale dieser

Berufsgenossenschaft beschäftigt

Nach dem zwischen der Berufsgenossenschaft und P. abge¬

schlossenen Dienstvertrag vom 19. Dezember 1907 hatten auf

das Dienstverhältnis die Vorschriften der Dienstordnung für did

Beamten der Norddeutschen Holz-Berufsgenossenschaft vorn

25/26. Juni 1901 Anwendung zu finden. Als Anfangstermin der

Dienstzeit zur Berechnung des Ruhegehalts war der 1. Juli 1901

festgestellt; in dem Nachtrag zum Dienstvertrag vom 22. Oktober

1917 ist der Anfangstermin auf den 4. Januar 1895 festgelegt

worden. Am 27. Dezember 1919 hat P, das 65. Lebensjahr über¬

schritten« Nachdem er in der Zeit vom 4. Mai 1920 bis zum

31, Dezember 192o an 162 Tagen wegen Krankheit dem Dienst

ferngeblieben war, bat die Berufsgenossenschaft ihn mit Vor-

standsbeschlufl vom 3. November 1920 ~ zugestellt an P. am
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5. Dezember 1920 — zum I. Januar 1921 unter Berufung auf

§ 1 Abs. 2 Satz 2 der eine Anlage der neuen Dienst¬

ordnung vom 7. November 1913 bildenden Ruhegchaltssatzung

für die Angestellten der Norddeutschen Holz-Berufsgenossen-

scbalt in den Ruhestand versetzt. Gemäß § 33 Abs. 2

der neuen Dienstordnung ist gegen den über die Versetzung in

den Ruhestand ergangenen schriftlichen Betscheid die Be¬

schwerde an das Reichsversicherungsamt innerhalb eines Monats

nach Zustellung zulässig. P. hat aber unter Anwendung von

¦ 23 der seinem Dienstvertrag in Abdruck angeschlossenen

Dienstordnung vom 30. Oktober 1901 mit Schriftsatz vom

29. Dezember 1920 — eingegangen am 30. Dezember — bei dem

OenosseiischaftsvorstaiKl Berufung eingelegt und gebeten, ein

Schiedsgericht zusammentreten zu lassen, worauf die Berufs¬

genossenschaft mit Schriftsatz vom 3. Januar 1921 P. auf die

Vorschriften der jetzt maßgebenden Dienstordnung hinwies und

es bei dem ergangenen Beschluß beließ. Am 14. Januar 1921 be¬

antragte P. von neuem ein Schiedsgericht und legte später beim

berufsgeuossenschaftlichen Schlichtungsausschuß in Berltn Be¬

schwerde ein. Am 26. Mai 1921 erging der Schiedsspruch: „Die

Beschwerde ist als frist- und formgerecht eingelegt zu betrach¬

ten." P. zog seine Beschwerde wegen Unzuständigkeit des

Schlichtungsausschusses zurück und behielt sich gleichzeitig

vor, seine Beschwerde beim Reichsversicherungsamt vorzu¬

bringen. Diese Beschwerde beim Reichsversicherungsamt erhob

er mit Schreiben vom 3. Juni 1921 — eingegangen am 5. Juni

1921. — Der Genossenschaftsvorstand hat beantragt, die Be¬

schwerde, weil verspätet, als unzulässig zu verwerfen und

auch als sachlich unbegründet zurückzuweisen. Auf den Inhalt

der Parteischriftsätze wird verwiesen.

Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Es handelt sich um eine Streitigkeit aus dem Dienstverhält-

»isse eines der Dienstordnung unterstehenden Angestellten über

«inen vermögensrechtlichen Anspruch. Der Beschlußsenat des

Reichsversicherungsamts hatte daher gemäß § 705 der Reichs¬

versieherungsordnung über die eingelegte Beschwerde zu ent¬

scheiden.

D e durch § 33 Abs. 2 der neuen Dienstordnung vorgeschrie¬

bene Beschwerdefrist von einem Monat nach Zustellung des

schriftlichen Bescheides ist insofern nicht eingehalten, als der

Beschwerdeführer innerhalb dieser Frist gemäß § 22 der alten,

durch § 1 der neuen im allgemeinen außer Kraft gesetzten

Dienstordnung Berufung auf schiedsgerichtliche Entscheidung

eingelegt, die Beschwerde- beim Reichsversicherungsamt aber

erst am 3. Juni 1921 eingelegt hat. Gleichwohl waren die Vor¬

aussetzungen nicht gegeben, um die Beschwerde als verspätet

und somit als unzulässig zu verwerfen. Wie das Reichsver¬

sicherungsamt wiederholt ausgesprochen hat (zu vergleichen

Entscheidung des I. Beschlußsenats vom 2. März 1914, Nr. 2759

Amtliche Nachrichten des RVA. 1914. Seite 758 ff.) ist die Be¬

schwerde im Sinne des § 705 Abs. 1 a. a. O. kein Rechtsmittel

und dabei an keine Frist gebunden. Die Bestimmung

der Dienstordnung, wonach dem Angestellten über dtie

Versetzung in den Ruhestand vom Vorstand ein schriftlicher

Bescheid mit Gründen zu erteilen ist, gegen den die Beschwerde

an das Reichsversicherungsamt innerhalb eines Monats nach Zu¬

stellung zulässig ist, hat nur die Bedeutung einer Ord¬

nungsvorschrift. Durch die Nichteinhaltung der Frist Ist

der Beschwerdeführer des Rechtsbehelfs nicht verlustig gegangen.

Der angefochtene Vorstandsbeschluß stützt sich auf die neue

Dienstordnung und die dazugehörige Ri hegehaltssatzung. Nach

§ 1 Abs. 2 der letzteren können ruhegehaltsberechtigte Ange¬

stellte, wenn sie das füniundsechszigste Lebensjahr überschritten

haben, ihre Versetzung in den Ruhestand verlangen, auch wenn

sie noch nicht als dienstunfähig anzusehen sind. Sie können

aber £:uch ohne ihren Antrag in den Ruhestand versetzt werden.

Sonach wären die rech.liehen und tatsächlichen Voraussetzungen

fiir die Versetzung des Beschwerdeführers in den Ruhestand

nach der neuen Dienstordnung gegeben gewesen. Da iedoch

§ 3 der neuen Dienstordnung bestimmt, daß Dienstverträge, die

wie der vorliegende zur Zeit des Inkrafttreten« des dritten Buchs

der Reichsversieherungsordnung bestehen, in Geltung bleiben,

soweit: sie für die Angestellten günstiger sind als die Bestim¬

mungen dieser neuen Dienstordnung, war noch zu Dritten, ob

die Dienstordnung vom 30. Oktober 1901. die der Anstellung des

Beschwerdeführers zugrunde gelegt worden war, für sein Recht

aui Ruhegehalt günstiger ist. Diese Frage war zu bejahen.

Denn gernäß fi 16 a. a. O. gewährt das Recht auf Ruhegehalt

die Anwartschaft für das Recht zum Bezug eines lebensläng¬

lichen Ruhegehalts aus der Genossenschaftskasse für den Fall,

daß der Beamte nach einer anrechnungsfähigen Dienstzeit von

wenigstens zehn Jahren infolge eines körperlichen Gebrechens

oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte

zu der Erfüllung seiner Dienstpflichten länger als ein Jahr

oder dauernd unfähig und deshalb in den Ruhestand

versetzt wird. Eine Bestimmung, wonach Angestellte, nachdem

sie das fflnfundsechszigste Lebensjahr überschreiten haben, auch

ohne dienstunfähig zu sein, ohne ihren Antrag in den Ruhestand

versetzt werden kOnnen, enthält die ältere Dienstordnung nic.it.

Sie ist im vorliegenden Falle für den Beschwerdeführer somit

günstiger. Denn es wird in dem angefochtenen Bescheid, durch

den P. in den Ruhestand versetzt worden ist, nicht behauptet,
daß P. länger als ein Jahr oder dauernd wegen eines körper¬
lichen Gebrechens odeT wegen Schwäche seiner körperlichen
oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner Dienstpflichten außer¬
stande gewesen sei. Die Voraussetzungen für die Versetzung
des Beschwerdeführers in den Ruhestand waren nach der älteren

Dienstordnung nicht gegeben. Die in dem Vorstandsbesch!uß

vom 3. November 1920 ausgesprochene Pensionierung des Be¬
schwerdeführers war daher für unwirksam zu erklären.

Skrupelloses Vorgehen der LVA. Schlesien gegen Ihre An¬

gestellten. In der Verwaltung der Laudcsversicherungsanstalt
Schlesien herrscht das Bestieben, die auf Privatdienstvertrag
beschäftigten Angestellten restlos zu entfernen, um dafür „Ver-
sorgungsberechtigte" einzustellen. Dabei befleißigen sich Aus¬

schuß und Vorstand eines Benehmens, wie es reaktionärer von

keinem privaten Arbeitgeber gedacht werden kann. Gelegent¬
lich der Kündigung von 13 Kollegen im vorigen Jahre mußte der

Vorstand der LVA. Schlesien sich von dem Schlichtungsausschuß
Breslau dahin belehren lasse/n, daß die Kündigungen ohne An¬

hörung des Betriebsrates unwirksam sind. Diese Anhörung
wurde dann durch eine „Mitteilung" an den Betriebsrat nach¬

geholt und die 13 Kollegen erneut gekündigt. Der wiederum

angerufene Schlichtungsausschuß erklärte sich trotz des er¬

hobenen Einwandes für zuständig, und zwar deshalb, weil in den

Abteilungen, in denen die Antragsteller beschäftigt sind, noch

so reichlich Arbeit vorhanden ist, daß Ueberstunden gemacht

werden mußten. Unter diesen Umständen konnte die Not¬

wendigkeit der Entlassung auf Grund einer gesetzlichen Ver¬

pflichtung nicht anerkannt werden. Der Schlichtungsausschuß
betonte ausdrücklich, daß der Arbeitgeber ungeachtet der Ver¬

pflichtung der Einstellung von Beamten auch die Antragsteller

weiterbeschäftigen kann und somit der von ihnen erhobene for¬

male Einwand der Unzuständigkeit wegfällt. In der Verhandlung

wurde festgestellt, daß die An*ragsteller keineswegs mit Arbeiten

beschäftigt wurden, für die Beamtenanwärter in Frage kommen.

Der Schlichtungsausschuß entschied dahin, daß der Einspruch

auf Grund des § 84, Ziffer 4 BRG. gerechtfertigt war. Für den

Fall, daß die LVA. Schlesien die Vveiterbeschäftigung ablehne,

war die nach § 87 BRG. vorgesehene Entschädigung festgesetzt

worden. Unter Berücksichtigung der in der Verhandlung fest¬

gestellten Tatsachen wurde in der Begründung besonders her¬

vorgehoben, daß die Entlassungen als eine unbillige Härte im

Sinne des § 84, Ziffer 4 BRG. zu erachten waren.

Man sollte mm meinen, daß die Verwaltung, insbesondere

der Vorstand der LVA. Schlesien aus diesem Voriall die nötigen

Lehren zöge. Keinesfalls. Der Argwohn der Kollegenschait,

daß von ihnen noch mehrere das Schicksal der 13 teilen müßten,

sollte sich recht bald bestätigen. Am 31. Januar flog wie der

Blitz aus heiterem Himmel jedem Angestellten ein Kündigungs¬

schreiben zürn 31. März 1922 auf den Tisch, in dem besonders

hervorgehoben wurde, daß ein Einspruchsrecht nicht bestände,

da die Kündigungen erfolgen müßten, um die (angeblich) gesetz¬

lich vorgeschriebenen Verpflichtungen zur Einstellung von Ver-

sorgungsberechtigten zu erfüllen. Hiervon wurden alle noch

verbliebenen 43 Kollegen betroffen. Auch in diesem Falle setzte

sich der Vorstand glatt über die Bestimmungen des Betriebs¬

rätegesetzes hinweg, auch über die den besonderen Schutz der

Betriebsratsmitglieder vorsehenden. Die Kollegenschait läßt

sich dieses rigorose Vorgehen auf keinen Fall gefallen. Sie ist

entschlossen, mit allen zu Gebote stehenden .Mitteln die ihr zu¬

stehenden Rechte zu verteidigen. In welch rücksichtsloser Weise

der Vorstand der LVA. Schlesien gegen die auf Privatdienst¬

vertrag Angestellten vorgeht, beweist ein von ihm durch Ver¬

mittlung des Reichsversicherungsamtes an das Reiehsarbeits-

ministerium gestellter Antrag, eine Notverordnung resp. eine

Auslegung des t 84 BRG. dahingehend zu erlassen,

„daß den Betriebsräten in denjenigen Fällen, in denen Kün¬

digungen resp. Entlassungen vorgenommen werden müssen,

um dafür vorschriftsmäßig (? Red.) Militäranwärter einzu¬

stellen, ein Einspruchsrecht nicht zusteht."

Wir haben beim Reichsarbeitsministerium Verwahrung gegen

diese beantragte Aenderung des Betriebsrätegesetzes eingelegt.

Die 13 im Vorjahre gekündigten Angestellten sind nicht weiter-

beschäitigt, sondern, da die Entscheidung des Schlichtungsaus¬

schusses eine wahlweise war. am 31. Dezember 1921 entlassen

worden unter Zahlung der Entschädigung. Die GesamtentsehüJi-

gungssumme für diese 13 Kollegen betrug damals etwa 40 000

bis 45 000 Mk. Man faßt sich unwillkürlich an den Kopf und

fragt sich, wie ist es möglich, daß die Leiter einer sozialen Be¬

hörde so wenig Verständnis für die wirtschaftliche Lage der

unter ihrer Aufsicht Beschäftigten zeigt. Man weiß nicht, was

man mehr „bewundern" soll, die Rückständigkeit der sozialen

Auffassung oder das skrupellose Geschäftsgebaren des Vor¬

standes in der Verwaltung von Versichertengeidern. Es gewinnt

fast den Anschein, als wenn sogar die vorgesetzte Behörde, das

Reichsversicherungsamt, eine derartige Verwendung von Bei¬

trägen der Versicherten billigt, denn auf unseren Einspruch und
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unser Ersuchen vom 5. Januar 1922 um amtl J\e Stellungnahme
hierzu haben wir nach Verlauf VO« acht Wochen noch keinen

Bescheid. In Sorge t:m ihre Zukunft entsandte! die Breslauer

Kollegen eine Delegation an das Reichsversicherungsamt, wn es

unier Darlegung des genauen Sachverhaltes um eine Vermi

htngsaktion zu bitte«. Me sind mit wenigen Hoffnungen zurück¬

gekehrt. Unter allerhand Redensarten, dic wie wohlverstandene!

I '.eresse für die um ihre Zuktinit bangenden Angestellten khn-

gen. verschanzt man sich dort unter angeblicher »Unzuständig*

keif. ..nicht in der Lage Min. in die Geschäftsführung der LVA.

einzugreifen" usw. Selbst der Hinweis darauf, daß de' ange¬

rufene ScblicbtungssttSSchnB wie im ersten l'a'le entscheiden

müs«e und der Vorstand der LVA. Schlesien wieder die Zahlung

der Entschädigung wählen und daß diese dann wahrscheinlich

die Summe von etwa % Million Mark ausmachen würde, ver¬

anlagte den Herrn Oherregierungsrat nur zu der nüchternen

Bemerkung: „Wenn der Vorstand hierin das kleinere Uebel

sieht..."

E$ ist tatsächlich weit genug gekommen. Um sich einen

gleichwertigen Nachwuchs im reaktionären Beamtenkörper ZU

s.ehern. Stellt man Ovmrasiasten ein. wofür dann jahrelang be¬

schäftigte Familienväter ohne Gnade aui das Straßenpilaster

flegen.
Die aufgeklärte Kollegenschait erblickt in diesem Vorfall

einen Solidaritätsakt des bis in die Knochen reaktionären Ver-

waltungskörpcrs dem Privatkapitalismus gegenüber in dessen

Bestreben, die gesetzlich gewährleisteten Rechte der Angestellten

za sabotieren. p*

Offene Stellen.

Geschäftsführer zum 1. April 1922. Lebenslauf und Zeugnis-

•bscbritten sind einzureichen an die Landkrankenkasse

\\ a r e n.

Bureauassistent per soiort gesucht. Bewerber müssen mit

cler Reichsversieherungsordnung und allen Krankenvertstche-

rungsfragen völlig vertraut und im Kassen- und Verwaltungs¬

dienst gut ausgebildet sein und selbständig arbeiten können.

Gehalt nach Gruppe 3 des Tariis für Thüringen. Lebenslauf

«nd Zeugnisabschriften erbeten an Allgemeine Ortskrankenkasse

der Stadt Arnstadt i. Thür.

Rechtsprechung.
8 213 RVO. Die Bestimmung des § 213 der RVO. findet

auf die Familienangehörigen Im Falle der Famiüenversicherung

keine Anwendung. Diesen Grundsatz hat das Reichsversiche¬

rungsamt. Erster Revisionsseuat. in der Sitzung vom 24. No¬

vember 1921 iür Recht erkannt. Dem Streitfall lag folgender

Sachverhalt zugrunde:

„Die Ehefrau B. in H. gehört seit dem Jahr 1915 der All¬

gemeine?: Ortskrankenkasse in B. als freiwilliges Mitglied an.

Ihr Ehemann war zum Heeresdienst eingezogen. Für ihren _v>hn

hat sie seit der Einberufung desselben die durch die Satzung

festgesetzten Zusatzbeträge iür die Famiüenversicherung ent¬

richtet. Für eine im Juli 1920 eingetretene Erkrankung des

Sohnes lehnte die Allgemeine Ortskrankenkasse die Unter¬

stützung ab. da die Voraussetzungen für die Familienversiche¬

rung hinsichtlich des Sohnes nicht mehr gegeben waren; denn

nach der Kassensatzung wird Familienhilfe nur an solche ver¬

sicherungsfreie Familienangehörige des Kassenmitgtiedcs ge¬

währt, d.e mit ihm in seinem Haushalt leben und deren Unter¬

halt es ganz oder doch in der Hauptsache aus eigenen Mitteln

bestreitet. Nach der Entlassung des Ehemannes aus dem Hee¬

resdienste wurde dieser versicherungspflichtiges Mitglied der

Aligemeinen Ortskrankenkasse iu S. Die Voraussetzungen für

die Versicherung der Familienangehörigen trafen also für die

Ehefrau B. n.cht mehr zu. da nunmehr der Ehemann den Unter¬

halt bestritten hat. Da dieser aber kein Mitglied der Orts¬

krankenkasse in.tt war. wurde die Familienversicherung ge¬

stochen und die noch nicht verjährten Zusatzbeiträge wieder

zurückgezahlt. Auf erhobene Beschwerde beim Versicherungs¬

amt in S. wurde die Ortskrankenkasse in B. verurteilt, die

satzungsmäßigen Leistungen zu gewähren, und zwar nach den

Bestimmten des (213 der Reichsversieherungsordnung. Dieses

Urteil wurde durch Vorentscheidung des Vorsitzenden des Ober¬

versicherungsaints in H. bestätigt. In der hierauf stattgefun¬
denen mündlichen Verhandlung vor der Spruchkammer des

Oberversicherungsaints in H. wurde dem Antrage auf Abgabe
an das Reichsvcrsiclerungsamt zur grundsätzlichen Entschei¬

dung stattgegeben. Dieses hat s.ch der Auifassung der Vor-

Insiarzcn nicht angeschlossen und die Klägerin mit ihrem An¬

spruch abgewiesen. In der Begründung heißt es u. a.:

lu der Sache selbst vermochte sich der Senat der Auffas¬

sung Jer Vorinstansea, daß der vorliegende Anspruch im Hin¬
blick auf & 21) der ReichversicberuBgsordflvag begründet sei,
nicht auszuschließen. Wie das Reichsversicherungsamt bereits
in der Revisiousentseheidung 2109 ...Amtliche Nachrichten" des
RVA. 1913 Seite 159) unter Darlegung der Entstehungsgeschichte
dteser Vorschrift ausgeführt hat. wird hierdurch die Kasse,
wenn Personen zur Versicherung angemeldet werden, verpflich¬
tet, die Berechtigung zum Entri.t in dic Versicherung auf Grund
der Angaben in der Anmeldung zu prüfen und die in Betracht
kommenden Verhältnisse aufzuklären, um zu verhindern, daß
Beiträge zu Unrecht geleistet werden. § 213 will hiernach Vor¬

sorge treffen für d.e Fälle, in denen namentlich bei Unkenntnis
der Beteiligten eine Versicherung nicht bestanden hat. Im vor»

liegenden Falle hat aber unbestritten eine gültige Versicherung
der Klägerin vorgelegen. Eine rechtsähnliche Anwendung die¬
ser Vorschrift auf die Familienangehörigen im Falle der Fami¬
lienversicherung verbietet sich aber deshalb, weil § 213 der

Reichsversieherungsordnung, durch den eine formale Versiche¬

rung geschaffen ist. eine Ausnahmevorschrift enthält, die eng
auszulegen ist. Es liegt also nicht etwa eine Lücke des Ge¬
setzes vor, soweit die Familienversicherung in Betracht kommt,
sondern es handelt sich um eine lediglieh zugunsten der zu Un¬
recht als Kassenmit-rlieder behandelten Personen erlassene Vor¬

schrift, deren Anwendung auf diese beschränkt bleiben muß.
Einer solchen Ausdehnung der Auslegung dieser Vorschrift wür¬

den übrigens auch noch um deswillen Bedenken entgegenstehen,
weil die Familienhilfe nicht eine selbständige Leistung an dio
Familienmitglieder eines Versicherten, sondern eine diesem
selbst als dem Forderungsberechtigten zukommende Leistung
darstellt. Träger des Anspruchs aui Familienhilfe sind daher,
nicht die Familienanghörigen. sondern die Versicherten selbst
(zu vergleichen Revisionsentscheidung 2472, Amtliche Nachrich¬
ten des RVA. 1918 Seite 424). Praktisch würden sich endlich
bei der gegenteiligen Beantwortung dieser Frage noch insofern
Schwierigkeiten ergeben, als gegebenenfalls eine verschieden»
Beurteilung zu erfolgen hätte, je nach dem eine Kasse mit Fami¬
lienhilfe nach § 384 Abs. 2 der Reichsversieherungsordnung
einen Zusatzbeitrag erhebt oder von dessen Einführung ab¬
gesehen hat. Sind hiernach vorliegend die Voraussetzungen des
§ 213 der Reichsversieherungsordnung nicht gegeben, so erweist
sich der erhobene Anspruch als unbegründet, da zur Zeit des
Eintritts des Versicherungsfalles, wie unbestritten ist, die Vor¬
aussetzungen des § 30 der Kassensatzung nicht vorgelegen
haben. Nach allem rechtfertigt sich die getrofiene Ent¬
scheidung." Kö.

§ 1542 RVO. Ersatzforderung der Kasse in Verbindung mit
8 833 BGB. anerkannt. Urteil des Amtsgerichts Donaueschingen
vom 3. Mai 1921. (Aktenzeichen I. Z. H. 21'20.)

Entscheidungsgründe: Wie unbestritten, ist die
Ladnerin M. von dem Hund des Beklagten verletzt worden.
Nachdem letzterer den Exkulpationsbeweis gemäß *. 833 Abs. 2
BGB. nicht angetreten hat. unterliegt es keinem Zweifel, daß
Beklagter der M. gemäß § 833 BGB. schadenersatzpflichtig ist.
Die Ladnerin M. ist Mitglied der klägerischen Krankenkasse. Sie
hatte deshalb anläßlich des durch die Hundeverletzung bei ihr
eingetretenen Krankheitsfalles gegen die Klägerin Anspruch auf
Krankenhilfe im Sinne der §8 182, 183. 184 RVO., die ihr auch
anstandslos gewährt wurde. Nachdem aber von der Klägerin
der verletzten M. diese Krankenhilfe geleistet war, ist gemäß
I 1542 RVO. der der M. auf Grund des | 833 BGB. zustehende
Schadenersatzanspruch ohne weiteres auf die Klägerin über¬

gegangen. Mit Recht verlangt deshalb Klägerin auf Grund des

§ 1542 RVO. Ersatz von dem Beklagten, nachdem ihr Mitglied M.
sie .wegen Krankenhilfe in Anspruch genommen hatte.

Die auf | 1542 Abs. 1 Satz 2 und | 898 RVO. gestützte Ein¬

wendung, daß nämlich die verletzte M. gar keinen Anspruch
gegen den Beklagten habe, weil nicht strafgerichtlich festgestellt
worden sei, daß Beklagter den Unfall vorsätzlich herbeigeführt
habe, ist deshalb unbeachtlich, weil die verletzte M. im vorwür¬

figen Fall die Unfallversicherung gar nicht in Anspruch genom¬

men hat. sondern lediglich die Krankenkasse. Lediglich aber

für die Unfallversicherung, nicht aber für die Kraukenkasse gilt
die einschränkende Bestimmung des § 898 RVO.. der Haftung
des Unternehmers lediglich nur iür den Fall der strafgerichtlichen
Feststellung der Vorsätzlichkeit der Herbeiführung des Unfalles.

Demgemäß war. nachdem das Klagebegehren seiner Höhe nach

nicht bestritten war. wie geschehen, zu erkennen. Wegen der

Kosten cf. § 91 ZPO., wegen der vorläufigen Vollstreckbarkeit

§ 710, wegen der Abwendung der Zwangsvollstreckung § 713
ZPO.

Einbanddecken unserer Zeitschrift werden In diesem Jahre

mit Rücksicht auf die hohen Kosten und den verhältnismäßig

geringen Bedari nicht hergestellt.
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